
Gemeinde Wardenburg 
 

Bebauungsplan Nr. 101 
„Erweiterung Gewerbegebiet Rothenschlatt“ 

 
Abwägungsempfehlungen zu den Stellungnahmen aus der frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB sowie 

der Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 BauGB 
 

 

Folgende Behörden oder sonstige Träger öffentlicher Belange haben sich dahingehend geäußert, dass sie keine Bedenken gegen 
die Planung vorbringen: 
Avacon Netz GmbH, Salzgitter, 03.03.2023 
ExxonMobile Production Deutschland GmbH, Hannover, 04.03.2023 
Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistung der Bundeswehr, Bonn, 06.03.2023 
Gemeinde Garrel, Garrel, 07.03.2023 
Gasunie Deutschland Transport Services GmbH, Hannover, 14.03.2023 
PLEdoc GmbH, Essen, 14.03.2023 
TenneT TSO GmbH, Lehrte, 15.03.2023 
WSA Weser-Jade-Nordsee, Bremen, 17.03.2023 
Gemeinde Großenkneten, Großenkneten, 23.03.2023 
Deutsche Telekom Technik GmbH, Osnabrück, 24.03.2023 
Staatl. Gewerbeaufsichtsamt Oldenburg, Oldenburg, 12.04.2023 
 
 

Hinweise auf Leitungen ohne Auswirkungen auf die Planung : 
Vodafon GmbH / Vodafon Deutschland GmbH, Hannover, 12.04.2023 
 

Folgende Träger öffentlicher Belange haben Anregungen vorgebracht: 
Siehe nachfolgende Seiten. 
 

Beteiligung der Öffentlichkeit 
 
Es wurden von privater Seite keine Stellungnahmen abgegeben.  
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Landkreis Oldenburg, Wildeshausen, 13.04.2023 

 
 

Sie haben uns gemäß § 4 Abs. 1 BauGB als Träger öffentlicher Belange früh-
zeitig an der Aufstellung zum o. g. Bauleitplan beteiligt. 
Nach fachlicher Prüfung der vorgelegten Unterlagen erhalten Sie zur vorliegen-
den Planung folgende Anregungen und Hinweise: 
 
Naturschutz 
Um weitere Auswirkungen auf das Landschaftsschutzgebiet LSG OL 141 „Mitt-
lere Hunte" zu verringern bzw. zu vermeiden, regen wir aufgrund der angedach-
ten Gebäudehöhe an, eine Gehölzstruktur (z.B. Baumreihe) entlang der Huntlo-
ser Straße einzuplanen. 
Mit der Kartierung von Herrn Dr. Roßkamp besteht Einverständnis. Es sei trotz-
dem darauf verwiesen, dass der Artenschutz nach § 44 BNatSchG auch für die 
Avifauna auf der geplanten Eingriffsfläche zu beachten ist. Sollte sich während 
der Bauarbeiten Hinweise auf eine unzulässige Beeinträchtigung von Natur und 
Landschaft ergeben oder ist die Erfüllung von artenschutzrechtlichen Verbotstat-
beständen nicht auszuschließen, sind die Arbeiten unverzüglich einzustellen und 
die untere Naturschutzbehörde zu informieren. Das weitere Vorgehen ist an-
schließend mit der unteren Naturschutzbehörde abzustimmen. 
Die erforderlichen Kompensationsmaßnahmen sind flächengenau zu beschrei-
ben und neben dem Umweltbericht auch in die Begründung aufzunehmen. Au-
ßerdem ist darzulegen, wie die Kompensation dauerhaft gesichert wird. Die Kom-
pensation ist vor Satzungsbeschluss abschließend zu regeln. 
 
Die Mindestqualität für Hochstammersatzpflanzung unter der textlichen Festset-
zung Nr. 7 ist auf StU 14/16 hoch zu setzen. 
 

 
 
 
 
 
 
Der Anregung wird gefolgt. 
Es wird eine textliche Festsetzung aufgenommen, in der geregelt wird, dass ent-
lang der Kreisstraße alle 15m ein Baum gepflanzt werden muss. Bei einer Länge 
von 220 m ergibt dies 15 Bäume. Diese werden von den bisher erforderlichen 
Bäumen gem. textlicher Festsetzung Nr. 8 (1Baum/600 qm Grundstücksfläche) 
abgezogen und in der textlichen Festsetzung wird die Bezugsgröße deshalb auf 
1200 qm vergrößert. Die Anzahl der Bäume bleibt in der Summe für den Gel-
tungsbereich gleich. Für den zukünftigen Gewerbetreibenden hat dies den Vor-
teil, dass er weniger Pflanzfläche im Gebiet freihalten muss. Diese Maßnahme 
wird außerdem auf die Kompensation angerechnet. 
 
 
 
 
 
 
 
Der Anregung wird gefolgt und die Pflanzqualität wird auf Stammumfang 
14/16 cm für Baumpflanzungen festgesetzt.  

Wald 
Die Aussage, dass es sich bei dem vorhandenen Wald nicht um zu schützende 
Waldfunktionen handelt, kann aufgrund der vorliegenden Unterlagen nicht nach-
vollzogen werden. Bei dem westlichen Waldbestand (Flurstücke 105/2, 106 und 
107) handelt es sich nach dem biologischen Fachbeitrag um einen Eichenmisch-
wald trockener, armer Sandböden (WQT), der mit der höchsten Wertstufe 5 nach 
Drachenfels bewertet wird. Der Waldbestand befindet sich auf Sanddünen. Bei 
den südöstlichen Waldbereichen handelt es sich um Schwarzkiefern- und Lär-
chenforst mit der Wertstufe 2 nach Drachenfels. 
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Landkreis Oldenburg, Wildeshausen, 13.04.2023 

 
 

Von daher ist die Schlussfolgerung u.E. noch nicht ganz nachvollziehbar, dass 
der Abstand von 100 m aufgrund des Zustandes des Waldes nicht eingehalten 
werden kann. Dies ist lediglich begründbar aus dem Zustand der südöstlichen 
Waldfläche. Die Kreisstraße hat einen Abstand von über 100 m von dem wertvol-
len Eichenwald. Die Störung durch die Ackernutzung ist insofern nicht von der 
beeinträchtigenden Bedeutung, da der Eichenbestand sich erhöht auf Sanddü-
nen befindet und der Nährstoffeintrag dadurch minimiert wird. 
Nach der Planung ist ein Abstand von 25 - 30 m von den Waldflächen vorgesehen 
bis zur überbaubaren Grundstücksfläche. Davon sollen 10 - 15 m als Waldrand 
gestaltet werden. Damit die hohe Bedeutung des Eichenmischwaldes nicht zu-
sätzlich beeinträchtigt wird, wird darum gebeten, innerhalb der kompletten nicht 
überbaubaren Grundstücksfläche, die zwischen diesem Waldbestand und der 
überbaubaren Fläche liegt, Garagen und Nebenanlagen im Sinne von § 14 
BauNVO auszuschließen. 
Der Bereich zwischen dem neu zu gestaltenden Waldrand und dem bestehenden 
Wald sollte durchlässig für Wildtiere sein. Daher sollte durch entsprechende Fest-
setzungen oder Ergänzung der textlichen Festsetzungen zu dem zu gestaltenden 
Waldrand ein wildundurchlässiger Zaunbau ausgeschlossen werden. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Anregung wird gefolgt. Es wird in die textliche Festsetzung Nr. 5 aufgenom-
men, dass in einem Abstand von 30 m zur südlich gelegenen Waldgrenze keine 
Garagen und Nebenanlagen i.S.v. § 14 BauNVO zulässig sind.  
 
Der Anregung wird gefolgt. Es wird in die textliche Festsetzung Nr. 7 aufgenom-
men, dass zwischen dem bestehenden Wald und der festgesetzten Fläche zum 
Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft kein 
wildundurchlässiger Zaun errichtet werden darf.  
 

Kreisstraßen 
Wir verweisen in dieser Angelegenheit auf die Stellungnahme der Nds. Landes-
behörde für Straßenbau und Verkehr. 
 

Die Nds. Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr hat mit Schreiben vom 
13.04.2023 mitgeteilt, dass ein Verkehrsgutachten darlegen muss, ob die Kreu-
zung K 235 / Rothenschlatt / Auf dem Berge die entstehenden Verkehre aus dem 
Gewerbegebiet verkehrsgerecht und leistungsfähig abwickeln kann. Dieser An-
regung wird nicht gefolgt, da bereits ein entsprechender Ausbau mit Linksabbie-
gestreifen auf der Kreisstraße vorhanden ist und bisher von der Gemeinde keine 
Schwierigkeiten im Verkehrsfluss beobachtet werden konnten, obwohl es sich 
um eine der Hauptzufahrten zum Gewerbegebiet südöstlich der Ortslage handelt. 
 

Denkmalschutz 
Wir weisen darauf hin, dass direkt angrenzend auf der anderen Seite der BAB 29 
(Astrup) sich Boden mit kulturhistorischer Bedeutung befindet. Im Bereich des 
vorgesehenen Gewerbegebiets ist daher eine archäologische Prospektion erfor-
derlich. 
 
 
 

 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
Das zuständige Landesamt für Denkmalpflege (Bezirksarchäologin Dr. Jana 
Fries) hat allerdings mit Schreiben vom 12.04.2023 mitgeteilt, dass keine Beden-
ken und Anregungen zur Planung vorgetragen werden.  
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Landkreis Oldenburg, Wildeshausen, 13.04.2023 

 
 

Brandschutz 
Für die Brandbekämpfung ist die Löschwasserversorgung sicherzustellen. In die-
sem Gebiet ist gemäß des Arbeitsblattes W 405 des Deutschen Vereins des Gas- 
und Wasserfaches e. V. (DVGW) eine Löschwassermenge von 96 cbm pro 
Stunde (1.600 l/Min.) bei GE über 2 Stunden als Grundschutz erforderlich. Hierfür 
können die öffentliche Trinkwasserversorgung (Hydrantenabstand max. 120 m), 
natürliche oder künstliche offene Gewässer, Löschwasserbrunnen oder -behälter 
in Ansatz gebracht werden. Die Löschwasserentnahmestellen sind im Umkreis 
von 300 m anzulegen. 
 

 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Der OOWV mit Schreiben vom 
25.04.2023 hat folgendes mitgeteilt: 
Laut DVGW W405 umfasst der Löschbereich sämtliche Löschwasserentnahme-
möglichkeiten in einem Umkreis von 300m um das Brandobjekt. Das Plangebiet 
befindet sich in diesem Radius des bestehenden Hydranten 036411 an der Hunt-
loser Straße. Dieser Hydrant kann bei Einzelentnahme 96 m³/h Löschwasser aus 
der Trinkwasserversorgung für den Grundschutz des Plangebietes bereitstellen.“  

Städtebau 
Gern. der Ausführungen in der Begründung auf S. 15 und 16 befindet sich das 
Plangebiet im Bereich eines Risikogebiets gern. § 78b WHG. Wir möchten daher 
anregen, die Beschreibung der konkreten Hochwassergefahren für die vorgese-
henen Nutzungen im Plangebiet noch etwas näher auszuführen bzw. entspre-
chende Festsetzungen zur vorsorglichen Optimierung zu prüfen.“ 
 

 
Es handelt sich hier um den Randbereich des Risikogebietes entlang der Hunte. 
Gesicherte Überschwemmungsgebiete bzw. nur vorläufig gesicherte Über-
schwemmungsgebiete befinden sich auch in der weiteren Umgebung des Plan-
gebietes nicht.  
Die Karten des NLWKN geben für das Plangebiet bei der gegenwärtigen Gelän-
dehöhe Wasserstandshöhen durch ein HQextrem (seltener als alle 100 Jahre) 
mit bis zu 2 m an. 
Der Schutz von Leben und Gesundheit der Bewohner kann durch die Evakuie-
rung der Bevölkerung und zusätzlich durch bauliche Vorkehrungen hinreichend 
gewährleistet werden, da von ausreichenden Vorwarnzeiten auszugehen ist. 
Um auf die möglichen Wasserstandshöhen städtebaulich zu reagieren, wäre eine 
Erhöhung des Geländes um 2 m und mehr oder eine entsprechende Aufstände-
rung der Gebäude erforderlich. Dies würde das Stadt- und Landschaftsbild er-
heblich stören und ist aufgrund der sehr geringen Eintrittswahrscheinlichkeit eine 
unverhältnismäßige Maßnahme. Zur Vermeidung erheblicher Sachschäden wird 
daher eine hochwasserangepasste Bauweise empfohlen. So können durch den 
Verzicht auf eine Unterkellerung der Gebäude, die Wahl wasserbeständiger Bau-
stoffe oder das Abdichten der Gebäude Schäden vermieden oder verringert wer-
den. Eine Erhöhung des Geländes um 0,5 m könnte schon zu einer Vermeidung 
oder Verringerung möglicher Sachschäden beitragen. 
Die Gemeinde wird einen entsprechenden Hinweis in den Grundstückskaufver-
trag aufnehmen. 
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 Nds. Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr, Oldenburg, 13.04.2023 

 
 

die Geltungsbereiche der o.g. Bauleitplanungen liegen unmittelbar südlich der 
Kreisstraße 235, Huntloser Straße außerhalb einer gemäß § 4 (2) NStrG festge-
setzten Ortsdurchfahrt. Die Erschließung des Gewerbegebietes erfolgt über die 
bestehende Gemeindestraße „Rothenschlatt" an die K 235. Entlang der Kreis-
straße sowie im Einmündungsbereich der Gemeindestraße ist gemäß PlanZV ein 
Bereich ohne Ein- und Ausfahrt festgesetzt. Die Belange des Landkreises Olden-
burg, vertreten durch die Niedersächsische Landesbehörde für Straßenbau und 
Verkehr - Geschäftsbereich Oldenburg (NLStBV - OL) im Rahmen der techni-
schen Verwaltung der Kreisstraßen, sind als Straßenbaulastträger der Kreis-
straße 235 betroffen. 
 
Folgendes ist zu beachten: 
 
Der Gewerbestandort Rothenschlatt soll erweitert werden. Es ist zu prüfen, ob 
die bestehende Kreuzung K 235 / Rothenschlatt / Auf dem Berge die entstehen-
den Verkehre aus dem Gewerbegebiet verkehrsgerecht und leistungsfähig abwi-
ckeln kann. Es ist zunächst eine Verkehrsuntersuchung durch die Gemeinde 
Wardenburg zu beauftragen. Neben einer 'Verkehrsanalyse muss diese auch 
eine Verkehrsprognose unter Berücksichtigung der zu erwartenden Verkehre aus 
dem Plangebiet enthalten. Auf Basis dieser Verkehrsuntersuchung ist zu prüfen, 
ob die Kreuzung straßenplanerisch und/oder verkehrstechnisch ausgebaut wer-
den muss. 
Die Ergebnisse der Verkehrsuntersuchung und ein konkreter Knotenpunktent-
wurf auf Basis einer Straßenfachplanung gemäß RAL wären dann der NLStBV 
zur Abstimmung vorzulegen. Sofern ein Ausbau erforderlich wird, wäre die Pla-
nung nach erfolgter Vorabstimmung mit meiner Behörde einem Sicherheitsaudit 
von einem zertifizierten Sicherheitsauditoren zu unterziehen.“ 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Anregung wird nicht gefolgt. 
An der Einmündung der Gemeindestraße Rothenschlatt in die Kreisstraße ist be-
reits eine leistungsfähige Linksabbiegespur vorhanden, an der die Gemeinde bis-
her keine Schwierigkeiten im Verkehrsfluss feststellen konnte. Es handelt sich 
um eine der Hauptzufahrten zu den Gewerbegebieten im Südosten der Ortslage, 
die fast vollständig gewerblich genutzt werden. Diese Nutzung soll nun nur durch 
ein etwa 2 ha großes Grundstück ergänzt werden. Die Gemeinde geht davon 
aus, dass es sich dabei nur um einen Betrieb handeln wird, da eine interne ver-
kehrliche Erschließung des Plangebietes nicht vorgesehen ist. Daher ist nicht mit 
einer erheblichen Mehrbelastung der Kreuzungssituation nach Umsetzung der 
Planung zu rechnen.  

 
 

Autobahn GmbH, 03.03.2023 

 
 

„da Ihre Planungsdaten noch nicht eingestellt sind, sie mir aber den betroffenen 
Geltungsbereich zugesendet haben, möchte ich vorab wie folgt antworten. 
  

1) Das geplante GG liegt mit großer Sicherheit in der Baubeschränkungs- 
und ggf. auch in der Bauverbotszone der Autobahn.  

 
Die 40m-Bauverbotszone berührt das Plangebiet nicht. Die 100m-Baubeschrän-
kungszone berührt das Plangebiet nur in der Südspitze, wenn ab dem Rand der 
Raststätte gemessen wird. Dann sind nur vorhandene Waldflächen und der ge-
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Autobahn GmbH, 03.03.2023 

 
 

2) Des Weiteren bitte ich um einen besseren Übersichtsplan, weil Ihr Plan-
auszug mit der Darstellung des Geltungsbereiches nicht ausreichend 
groß ist. 

3) Unsere Autobahn und auch die 40 und 100 m Linien für die Darstellung 
der Baubeschränkungs- und der Bauverbotszone müssen in der Plan-
zeichnung eingezeichnet werden.“ 

plante Waldrand betroffen. Diese Linie wird nachrichtlich in den Plan aufgenom-
men. Auswirkungen auf die Nutzungen des geplanten Gewerbegebietes ergeben 
sich nicht.  

 
 
 

EWE Netz GmbH, Oldenburg, 15.03.2023 

 
 

Im Plangebiet bzw. in unmittelbarer Nähe zum Plangebiet befinden sich Versor-
gungsleitungen und/oder Anlagen der EWE NETZ GmbH. 
 
Diese Leitungen und Anlagen sind in ihren Trassen (Lage) und Standorten (Be-
stand) grundsätzlich zu erhalten und dürfen weder beschädigt, überbaut, über-
pflanzt oder anderweitig gefährdet werden. Bitte stellen Sie sicher, dass diese 
Leitungen und Anlagen durch Ihr Vorhaben weder technisch noch rechtlich be-
einträchtigt werden. 
Sollte sich durch Ihr Vorhaben die Notwendigkeit einer Anpassung unserer Anla-
gen, wie z.B. Änderungen, Beseitigung, Neuherstellung der Anlagen an anderem 
Ort (Versetzung) oder anderer Betriebsarbeiten ergeben, sollen dafür die gesetz-
lichen Vorgaben und die anerkannten Regeln der Technik gelten. Gleiches gilt 

 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Die am Westrand des Gebietes 
verlaufenden Leitungen werden im Plan mit entsprechenden Abständen und Lei-
tungsrechten berücksichtigt.  
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EWE Netz GmbH, Oldenburg, 15.03.2023 

 
 

auch für die gegebenenfalls notwendige Erschließung des Plangebietes mit Ver-
sorgungsleitungen und Anlagen durch EWE NETZ. Bitte planen Sie in diesem 
Fall Versorgungsstreifen bzw. -korridore für Telekommunikationslinien, Elektrizi-
täts- und Gasversorgungsleitungen gemäß DIN 1998 (von min. 2,2 m) mit ein. 
Weiterhin kann für die Stromversorgung von Baugebieten o. Ä. zusätzlich die In-
stallation einer Trafostation erforderlich sein. Für die Auswahl eines geeigneten 
Stationsplatzes (ca. 6m x 4m) möchten wir Sie bitten, uns in weitere Planungen 
frühzeitig mit einzubinden. 
Bitte informieren Sie uns zudem, wenn ein wärmetechnisches Versorgungskon-
zept umgesetzt wird oder im Schwerpunkt auf den Einsatz von fossilen Brenn-
stoffen (z.B. durch Einsatz von Wärmepumpen o. ä.) verzichtet werden soll. 
 
Das Erdgashochdrucknetz kann durch Näherung Ihrer Baumaßnahme beein-
flusst werden. Hierfür setzen Sie sich bitte per E-Mail mit unserer zuständigen 
Fachabteilung: NCD-NetztechnikGWSammelpostfach@ewe-netz.de in Verbin-
dung. 
 
Die Kosten der Anpassungen bzw. der Betriebsarbeiten sind von dem Vorhaben-
träger vollständig zu tragen und der EWE NETZ GmbH zu erstatten, es sei denn 
der Vorhabenträger und die EWE NETZ GmbH haben eine anderslautende Kos-
tentragung vertraglich geregelt. 
 
Die EWE NETZ GmbH hat keine weiteren Bedenken oder Anregungen vorzu-
bringen. 
 
Wir bitten Sie, uns auch in die weiteren Planungen einzubeziehen und uns früh-
zeitig zu beteiligen. Dies gilt auch für den Fall der Erschließung des Plangebietes 
mit Versorgungsleitungen durch EWE NETZ, denn hierfür sind beispielsweise 
Lage und Nutzung der Versorgungsleitung und die sich daraus ableitenden wirt-
schaftlichen Bedingungen wesentliche Faktoren. 
 
Unsere Netze werden täglich weiterentwickelt und verändern sich dabei. Dies 
kann im betreffenden Planbereich über die Laufzeit Ihres Verfahrens/Vorhabens 
zu Veränderungen im zu berücksichtigenden Leitungs- und Anlagenbestand füh-
ren. Wir freuen uns Ihnen eine stets aktuelle Anlagenauskunft über unser moder-
nes Verfahren der Planauskunft zur Verfügung stellen zu können - damit es nicht 

mailto:NCD-NetztechnikGWSammelpostfach@ewe-netz.de


Gemeinde Wardenburg, Bebauungsplan Nr. 101 
frühzeitige Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB 

Stellungnahmen der Behörden und sonst. Träger öffentl. Belange Stellungnahme der Verwaltung / Beschlussempfehlung 
 

8 
 

EWE Netz GmbH, Oldenburg, 15.03.2023 

 
 

zu Entscheidungen auf Grundlage veralteten Planwerkes kommt. Bitte informie-
ren Sie sich deshalb gern jederzeit über die genaue Art und Lage unserer zu 
berücksichtigenden Anlagen über unsere Internetseite: https://www.ewe-
netz.de/geschaeftskunden/service/leitungsplaene-abrufen 

 
LGLN, Reg. Hameln, Hannover, 16.03.2023 

 
 

Sie haben das Landesamt für Geoinformation und Landesvermessung Nieder-
sachsen (LGLN), Regionaldirektion Hameln - Hannover (Dezernat 5 - Kampfmit-
telbeseitigungsdienst (KBD)) als Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Bauge-
setzbuch (BauGB) beteiligt. Meine Ausführungen hierzu entnehmen Sie bitte der 
zweiten Seite; diese Stellungnahme ergeht kostenfrei. 
Sofern in meinen anliegenden Ausführungen eine weitere Gefahrenerforschung 
empfohlen wird, mache ich darauf aufmerksam, dass die Gemeinden als Behör-
den der Gefahrenabwehr auch für die Maßnahmen der Gefahrenerforschung zu-
ständig sind. 
Eine Maßnahme der Gefahrenerforschung kann eine historische Erkundung sein, 
bei der alliierte Kriegsluftbilder für die Ermittlung von Kriegseinwirkungen durch 
Abwurfmunition ausgewertet werden (Luftbildauswertung). Der KBD hat nicht die 
Aufgabe, alliierte Luftbilder zu Zwecken der Bauleitplanung oder des Bauord-
nungsrechts kostenfrei auszuwerten. Die Luftbildauswertung ist vielmehr gem. § 
6 Niedersächsisches Umweltinformationsgesetz (NUIG) in Verbindung mit § 2 
Abs. 3 Niedersächsisches Verwaltungskostengesetz (NVwKostG) auch für Be-
hörden kostenpflichtig. 
Die Bearbeitungszeit für Luftbildauswertungen beträgt derzeit beim KBD ca. 16 
Wochen ab Antragstellung. Da diese Zeitspanne zwischen Erteilung einer Bau-
genehmigung und dem Baubeginn erfahrungsgemäß nicht verfügbar ist, empfeh-
len wir den Kommunen eine rechtzeitige Antragstellung. 
Sofern eine solche kostenpflichtige Luftbildauswertung durchgeführt werden soll, 
bitte ich um entsprechende schriftliche Auftragserteilung unter Verwendung des 
Antragsformulars und der Rahmenbedingungen, die Sie über folgenden Link ab-
rufen können: 
http://www.lgln.niedersachsen.de/startseite/kampfmittelbeseitigung/luftbildaus-
wertung/kampfmittelbeseitigungsdienst-niedersachsen-163427.html 
 
Stellungnahme zum öffentlichen Belang: Kampfmittelbeseitigung 

 
 
 
 
 
Der Anregung wurde gefolgt,. 
Es wurde eine Luftbildauswertung in Auftrag gegeben. Mit Datum vom 
27.04.2023 hat der Kampfmittelbeseitigungsdienst mitgeteilt, dass kein Kampf-
mittelverdacht besteht, soweit aus der Luftbildauswertung ersichtlich. Es besteht 
demnach kein weiterer Handlungsbedarf.  

https://www.ewe-netz.de/geschaeftskunden/service/leitungsplaene-abrufen
https://www.ewe-netz.de/geschaeftskunden/service/leitungsplaene-abrufen
http://www.lgln.niedersachsen.de/startseite/kampfmittelbeseitigung/luftbildauswertung/kampfmittelbeseitigungsdienst-niedersachsen-163427.html
http://www.lgln.niedersachsen.de/startseite/kampfmittelbeseitigung/luftbildauswertung/kampfmittelbeseitigungsdienst-niedersachsen-163427.html
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LGLN, Reg. Hameln, Hannover, 16.03.2023 

 
 

Betreff: Wardenburg, B-Plan 101 und 54. F-Plan Änderung (Erweiterung Gewer-
begebiet Rothenschlatt) 
Antragsteller: Gemeinde Wardenburg 
Für die Planfläche liegen dem Kampfmittelbeseitigungsdienst Niedersachsen die 
folgenden Erkenntnisse vor (siehe beigefügte Kartenunterlage) : 
 
Empfehlung: Luftbildauswertung 
Fläche A 
Luftbilder: Die derzeit vorliegenden Luftbilder wurden nicht vollständig ausgewer-
tet. 
Luftbildauswertung: Es wurde keine Luftbildauswertung durchgeführt. 
Sondierung: Es wurde keine Sondierung durchgeführt. 
Räumung: Die Fläche wurde nicht geräumt. 
Belastung: Es besteht der allgemeine Verdacht auf Kampfmittel. 
In der vorstehenden Empfehlung sind die Erkenntnisse aus der Zeit vor der Ein-
führung des Kampfmittelinformationssystems Niedersachsen (KISNi), dem 
11.06.2018, nicht eingeflossen, da sie nicht dem Qualitätsstand von KISNi ent-
sprechen. Sie können natürlich trotzdem von den Kommunen in eigener Zustän-
digkeit berücksichtigt werden. 

 
 
 

VBN, Bremen, 21.03.2023 

 
 

„wir haben grundsätzlich keine Einwände bezüglich der oben genannten Planun-
gen. Es sollte allerdings in der Begründung darauf hingewiesen werden, dass die 
Haltestelle „Auf dem Berge", die sich in fußläufiger Entfernung befindet, nur im 
Rahmen der Schülerbeförderung bedient wird.“ 

 
Der Anregung wird gefolgt und die Begründung wird entsprechend ergänzt,  
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Hunte-Wasseracht, Großenkneten, 24.03.2023 

 
 

„gemäß der Begründung soll die Oberflächenentwässerung aufgrund des relativ 
hohen Grundwasserstandes durch Versickerung in flachen Mulden auf dem 
Grundstück mit Notüberlauf in den Straßenseitengraben der Kreisstraße erfol-
gen. Wir halten es für erforderlich, dass möglichst frühzeitig überprüft wird, ob 
dieses Konzept nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik umgesetzt 
werden kann und ob der Straßenseitengraben als Notüberlauf dienen darf. 
 
Zu den externen Kompensationsmaßnahmen werden noch keine Angaben ge-
macht. Wir bitten darum, dass diese Maßnahmen mit uns abgestimmt werden, 
falls in der Nähe Verbandsgewässer verlaufen sollten.“ 

 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und bei der weiteren Erschlie-
ßungsplanung beachtet.  

 
 

Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie, Hannover, 29.03.2023 

 
 

„in Bezug auf die durch das LBEG vertretenen Belange geben wir folgende Hin-
weise: 
Gashochdruckleitungen, Rohrfernleitungen 
Durch das Plangebiet bzw. in unmittelbarer Nähe dazu verlaufen erdverlegte 
Gashochdruckleitungen bzw. Rohrfernleitungen. Bei diesen Leitungen sind 
Schutzstreifen zu beachten, die von jeglicher Bebauung und von tiefwurzelndem 
Pflanzenbewuchs frei zu halten sind. Bitte beteiligen Sie den aktuellen Leitungs-
betreiber direkt am Verfahren, damit ggf. erforderliche Abstimmungsmaßnahmen 
(genauer Leitungsverlauf, Breite des Schutzstreifens etc.) eingeleitet werden 
können. Der Leitungsbetreiber kann sich ändern, ohne dass es eine gesetzliche 
Mitteilungspflicht gegenüber dem LBEG gibt. Wenn Ihnen aktuelle Informationen 
zum Betreiber bekannt sind, melden Sie diese bitte an Leitungskatas-
ter@lbeg.niedersachsen.de. Weitere Informationen erhalten Sie hier. Die beim 
LBEG vorliegenden Daten zu den betroffenen Leitungen entnehmen Sie bitte der 
nachfolgenden Tabelle: 

 

 
 
Die genannten Leitungen der EWE Netz GmbH sind der Gemeinde bekannt und 
wurden ausreichend in der Planung berücksichtigt. Die EWE Netz GmbH wurde 
bei der Planung beteiligt und hat auf die Leitungen hingewiesen.  
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Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie, Hannover, 29.03.2023 

 
 

Wenn die Beteiligung der Leitungsbetreiber bereits im Rahmen früherer Pla-
nungsverfahren durchgeführt wurde und zwischenzeitlich keine Veränderung des 
Leitungsverlaufs erfolgte, ist die Erfordernis einer erneuten Beteiligung der ge-
nannten Unternehmen durch die verfahrensführende Behörde abzuwägen. 
 
Hinweise 
Sofern im Zuge des o.g. Vorhabens Baumaßnahmen erfolgen, verweisen wir für 
Hinweise und Informationen zu den Baugrundverhältnissen am Standort auf den 
NIBIS ® Kartenserver. Die Hinweise zum Baugrund bzw. den Baugrundverhält-
nissen ersetzen keine geotechnische Erkundung und Untersuchung des Bau-
grundes bzw. einen geotechnischen Bericht. Geotechnische Baugrunderkundun-
gen/-untersuchungen sowie die Erstellung des geotechnischen Berichts sollten 
gemäß der DIN EN 1997-1 und -2 in Verbindung mit der DIN 4020 in den jeweils 
gültigen Fassungen erfolgen. 
 
Ob im Vorhabensgebiet eine Erlaubnis gem. § 7 BBergG oder eine Bewilligung 
gem. § 8 BBergG erteilt und/oder ein Bergwerkseigentum gem. §§ 9 und 149 
BBergG verliehen bzw. aufrecht erhalten wurde, können Sie dem NIBIS ® Kar-
tenserver entnehmen. Wir bitten Sie, den dort genannten Berechtigungsinhaber 
ggf. am Verfahren zu beteiligen. 
Informationen über möglicherweise vorhandene Salzabbaugerechtigkeiten fin-
den Sie unter www.lbeg.niedersachsen.de/Bergbau/Bergbauberechtigun-
gen/Alte_Rechte. 
 
In Bezug auf die durch das LBEG vertretenen Belange haben wir keine weiteren 
Hinweise oder Anregungen. 
Die vorliegende Stellungnahme hat das Ziel, mögliche Konflikte gegenüber den 
raumplanerischen Belangen etc. ableiten und vorausschauend berücksichtigen 
zu können. Die Stellungnahme wurde auf Basis des aktuellen Kenntnisstandes 
erstellt. Die verfügbare Datengrundlage ist weder als parzellenscharf zu interpre-
tieren noch erhebt sie Anspruch auf Vollständigkeit. Die Stellungnahme ersetzt 
nicht etwaige nach weiteren Rechtsvorschriften und Normen erforderliche Ge-
nehmigungen, Erlaubnisse, Bewilligungen oder objektbezogene Untersuchun-
gen.“ 

 
 

http://www.lbeg.niedersachsen.de/Bergbau/Bergbauberechtigungen/Alte_Rechte
http://www.lbeg.niedersachsen.de/Bergbau/Bergbauberechtigungen/Alte_Rechte
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OOWV, Brake, 25.04.2023 

 
 

„wir bedanken uns für die Übersendung der Unterlagen zum oben genannten 
Vorhaben und für die Beteiligung als Träger öffentlicher Belange.  
Nach Prüfung der Unterlagen nehmen wir wie folgt Stellung:  
Im angrenzenden Bereich des Plangebietes befinden sich Versorgungsleitungen 
des OOWV.  
Wir bitten Sie sicherzustellen, dass die Leitungen weder mit einer geschlossenen 
Fahrbahndecke, außer in Kreuzungsbereichen, noch durch Hochbauten über-
baut werden. Außerdem ist eine Überpflanzung der Leitungen oder anderweitige 
Störung oder Gefährdung in ihrer Funktion auszuschließen.  
 
Versorgungssicherheit  
Das Plangebiet kann im Rahmen einer Rohrnetzerweiterung an unser Trinkwas-
serversorgungsnetz angeschlossen werden. Sollte eine Erweiterung notwendig 
sein, kann diese nur auf der Grundlage der Allgemeinen Bedingungen für die 
Versorgung mit Wasser (AVBWasserV) des OOWV und unter Berücksichtigung 
des Begleitvertrages für die Gemeinde Wardenburg durchgeführt werden. Neh-
men Sie bitte vor Ausschreibung der Erschließungsarbeiten mit uns Kontakt auf, 
um den Zeitpunkt und den Umfang der Erweiterung festzulegen.  
Bitte beachten Sie bzgl. der Mindestabstände zu Bauwerken und Fremdanlagen 
sowie die Anforderungen an Schutzstreifen das DVGW Arbeitsblatt W 400-1.  
 
Versorgungsdruck  
Der durchschnittliche flächenspezifische Trinkwasserbedarf für Gewerbe im 
OOWV Verbandsgebiet liegt bei ca. 1500 m³/(ha*a). Für unsere Betrachtung sind 
wir davon ausgegangen, dass dieser Wert im vorgesehenen Plangebiet nicht 
überschritten wird. Unter den genannten Voraussetzungen kann die vorgese-
hene Bebauung entsprechend DVGW 400-1 druckgerecht mit Trinkwasser aus 
unserem Versorgungsnetz versorgt werden.  
 
Löschwasserversorgung  
Im Hinblick auf den der Gemeinde Wardenburg obliegenden Brandschutz 
(Grundschutz, NBrandSchG §2) weisen wir ausdrücklich darauf hin, dass die 
Löschwasservorhaltung kein gesetzlicher Bestandteil der öffentlichen Wasser-
versorgung ist und nicht vertraglich auf den OOWV übertragen wurde. Eine 
Pflicht zur vollständigen oder teilweisen Sicherstellung der Löschwasserversor-
gung über das öffentliche Trinkwasserversorgungsnetz besteht für den OOWV 

 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und bei der weiteren Erschlie-
ßungsplanung beachtet.  
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OOWV, Brake, 25.04.2023 

 
 

nicht. Laut DVGW W405 umfasst der Löschbereich sämtliche Löschwasserent-
nahmemöglichkeiten in einem Umkreis von 300m um das Brandobjekt. Das Plan-
gebiet befindet sich in diesem Radius des bestehenden Hydranten 036411 an 
der Huntloser Straße. Dieser Hydrant kann bei Einzelentnahme 96 m³/h Lösch-
wasser aus der Trinkwasserversorgung für den Grundschutz des Plangebietes 
bereitstellen.  
 
Um das Wiederaufnehmen der Pflasterung bei der Herstellung von Hausan-
schlüssen zu vermeiden, sollte der Freiraum für die Leitungen erst nach 75%iger 
Bebauung der Grundstücke endgültig gepflastert werden.  
Wir bitten vor Ausschreibung der Erschließungsarbeiten um einen Bespre-
chungstermin, an dem alle betroffenen Versorgungsträger teilnehmen.  
Wir weisen darauf hin, dass wir jegliche Verantwortung ablehnen, wenn es durch 
Nichtbeachtung der vorstehenden Ausführung zu Verzögerungen oder Folge-
schäden kommt. Eventuelle Sicherungs- bzw. Umlegungsarbeiten können nur zu 
Lasten des Veranlassers oder nach den Kostenregelungen bestehender Ver-
träge durchgeführt werden. “ 

 
 

NLD – Abteilung Archäologie, Oldenburg, 12.04.2023 

 
 

„seitens der Archäologischen Denkmalpflege werden zu o. g. Planungen keine 
Bedenken oder Anregungen vorgetragen. 
Aus dem Plangebiet sind nach unserem derzeitigen Kenntnisstand keine archä-
ologischen Fundstellen bekannt. Da die Mehrzahl archäologischer Funde und 
Befunde jedoch obertägig nicht sichtbar sind, können sie auch nie ausgeschlos-
sen werden. 
Der Hinweis auf die Meldepflicht von Bodenfunden ist bereits in den Planungs-
unterlagen enthalten und sollte unbedingt beachtet werden.“ 

 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
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Niedersächsische Landesforsten, Nienburg, 14.04.2023 

 
 

„gegen die o.a. Planung bestehen aus Sicht der von mir zu vertretenden Wald-
belange keine grundsätzlichen Bedenken, auch wenn der Mindestabstand Wald-
rand – Bebauung die empfohlen 100 m deutlich unterschreitet. Die geplante Ent-
wicklung eines naturnahen Waldsaums wird begrüßt. Sollte eine Einzäunung des 
Gewerbegebietes vorgesehen sein, sollte der geplante Waldsaum sowie ein Teil 
der nicht überbaubaren Fläche (als Pufferzone zum Waldrand) außerhalb des 
Zaunes verbleiben.“ 

Der Anregung wird teilweise gefolgt. 
Aufgrund der Anregung der Unteren Naturschutzbehörde wird die textliche Fest-
setzung ergänzt, so dass zwischen Wald und Waldrandflächen keine wildun-
durchlässigen Zäune errichtet werden dürfen. Der genaue Verlauf der Zäune soll 
nicht festgesetzt werden, damit hier ggf. auf unterschiedliche Anforderungen des 
Betriebes und Bedingungen vor Ort reagiert werden kann.  

 
 


